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Informationsmangel ist das Haupthindernis für produktive

Nachhaltigkeit –

Lokale Erfahrungen von Produktionsgemeinschaften

Inforpress Centroamericana hat kürzlich Produktionsgemeinschaften in den Departements Petén, Quiché, Suchitepé-
quez, Escuintla und Alta Verapaz besucht, um die unterschiedlichen Situationen der Bevölkerungsgruppen kennen zu
lernen, die in den letzten zehn Jahren ein Stück Land erhalten haben. Die Eindrücke dieses Besuches wurden in einem Artikel
der Inforpress-Ausgabe 1613 festgehalten, den wir im Folgenden wiedergeben.

Obwohl die Bedingungen und Aussichten sich von Ort zu Ort dramatisch unterscheiden, berichtet der Autor Matthew
Creelman von seiner Erkenntnis, dass in allen Gemeinden die Schwierigkeiten in Zusammenhang mit dem Fehlen an strate-
gischen Auskünften über das jeweilige lokale Umfeld stehen. Der Mangel an objektiver und aktualisierter Information über
Märkte, Produktionsalternativen, Möglichkeiten der Wertsteigerung der Produkte auf der einen und eine Systematisierung
der Erfahrungen von Erfolgen und Misserfolgen auf der anderen Seite haben zum Verlust von Einkünften, der Verschwen-
dung von Ressourcen und in einigen Fällen gar zur Rückkehr der ehemaligen Flüchtlinge nach Mexiko beigetragen.

Abgeriegelte Gemeinden
In den vergangenen zehn Jahren wurden mehr als

200 Fincas an Gemeinden von Rückkehrenden, Umgesie-
delten und anderen Gruppen vergeben. Die Konditionen
der Landüberschreibungen waren jeweils unterschiedlich,
einige Gemeinden sitzen aufgrund des Kaufs der Lände-
reien auf hohen Schuldenbergen, während anderen die
Grundstücke geschenkt wurden. Bestimmte Gemeinden
sind von Geldern der (Internationalen) Zusammenarbeit
überschwemmt worden, andere werden bis heute völlig
vernachlässigt. Auch bestehen Unterschiede in Bezug auf
das jeweilige soziale Gefüge, die Arbeitsformen und die
soziale Organisation; wesentliche Differenzen finden sich
zudem hinsichtlich der Qualität des Landes, der Infrastruk-
tur, dem Zugang zu Märkten und zu Kenntnissen.

Creelmann unterhielt sich auf seinem Besuch mit Ver-
treterInnen von neun Produktionsgemeinschaften und so
genannten Produktiven Gemeinden. Unter diesem Begriff
versteht der Autor Gruppen von Personen oder Familien-
angehörigen, die ihre wirtschaftliche und soziale Nachhal-
tigkeit suchen, in dem sie Kooperationszusammenschlüs-
se aus Kleinst- und Kleinunternehmen ausnutzen, die sie
mit ihren eigenen solidarischen und koordinierten Anstren-
gungen gegründet haben, indem sie kollektive mit indivi-
duellen Interessen kombiniert haben, dem sozialen, wirt-
schaftlichen, politischen und kulturellen Kontext der in-
volvierten Personen entsprechend.

Als ein Thema bei den Gesprächen kam stets die Rol-
le der Information zur Sprache, absolut notwendig um als
in Gemeinschaften organisierte BäuerInnen ein würdiges
Leben leben zu können. Die Kommentare schilderten in
allen Fällen die Schwierigkeiten des Zugangs zu Marktin-
formationen, das Fehlen fachlicher Ausbildung und die
spärliche Kommunikation mit anderen Gemeinden in ähn-
lichen Situationen. Daneben hörte Creelmann auch man-

che Geschichte über produktive Misserfolge in Fällen,
in denen blind den Ratschlägen der Consultants gefolgt
wurde, die von der Internationalen Zusammenarbeit be-
zahlt worden waren, und über unbezahlbare Schulden
aufgrund des Fehlens eines Absatzmarktes oder der ge-
ringen Produktivität der Projekte.

Nichtsdestotrotz geht die Ausübung partizipativer
Demokratie in manchen Gemeinden weit über die ver-
meintlich demokratische Kultur der politischen Partei-
en und die BürgerInnenbeteiligung auf nationaler Ebe-
ne hinaus. Diese Erfahrungen beinhalten Praktiken der
Kommunalen Maya-Organisation, die gleichberechtig-
te Teilnahme der Frauen und das Nebeneinander von
verschiedenen Möglichkeiten, um am Produktionspro-
zess teilzunehmen, entsprechend den Interessen und
der Ideologie jedes einzelnen Mitglieds der Gemeinde.

Die unterschiedlichen Ebenen der Experimente und
die Menge an Resultaten von positiven und negativen
Erfahrungen stellen eine wertvolle Sammlung dar, die
bislang noch nicht systematisiert und ausgetauscht
wurde.

Tatsächlich stellen diese Gemeinden eine Heraus-
forderung für gewisse sozialen Sektoren dar, die be-
fürchten, dass die kommunale Solidarität sich wandelt
in eine Wirtschaft der Massenproduktionsvorteile. Zu-
dem verkörpert deren Erfolg durchaus eine gewisse
Bedrohung für die aktuelle Struktur des Landbesitzes.

Während die Agrargemeinden sich an den Rän-
dern der Wirtschaft bewegen, gebeutelt von finanziel-
len Krisen und der Abwanderung ihrer Mitglieder, ver-
gleicht ein Politanalyst den Kampf um Land mit zwei
Glatzköpfigen, die sich um einen Kamm streiten.

„Eine unserer Schwierigkeiten ist das wenige Wis-
sen der Bevölkerung über Märkte, die Qualität ihrer



Seite 2 ¡Fijáte! No. 339

Produkte und über die Kunst der Ver-
marktung“, so Omar Jerónimo der Re-
gionalen BäuerInnenkoordination
Chortí, in denen sich 55 Gruppierun-
gen, darunter Gemeinden, Kooperati-
ven, Vereinigungen u. a. zusammen-
getan haben. Stets kämen die Zwi-
schenhändler in die Gemeinden, um
den Kaffee und andere Produkte auf-
zukaufen, so Jerónimo. Nur über die-
se kommen die ProduzentInnen an In-
formationen über den Wert ihrer Pro-
dukte. Die einzige alternative Quelle
sind die Wirtschaftsseiten in den Zei-
tungen. Andere Informationen gibt es
laut des Koordinationsvertreters nicht,
noch schlimmer ist es in den Gemein-
den.

Jerónimo berichtet, dass der
Chortí-Kooperationsverband den Plan
verfolgt, Verkaufsformen zu fördern,
die über die interne Solidarität auf
kommunaler Ebene funktioniert, bei-
spielsweise über Tauschhandel, aber
auch über den Verkauf auf den nor-
malen Märkten. Es bestehen bereits
Austauschbeziehungen zwischen den
Regionen Chortí und Sololá in Bezug
auf Gemüse und Mais. Dabei werden
zahlreiche Zwischenhandelsschritte
vermieden.

“Dennoch müssen die Produzen-
tInnen unbedingt verstehen, wie die
Märkte funktionieren, wie man an Kre-
dite kommt und wie die Produkte am
besten auf dem Markt platziert wer-
den“, so Jerónimo. „Sie wollen von
den Erfahrungen anderer Organisatio-
nen und Vereinigungen lernen und In-
formationen mit Leuten austauschen,
die in ähnlichen Situationen leben.“

Die Kooperative “Nuevo Horizon-
te” in Santa Elena, Departement Pe-
tén, hat sich vor sieben Jahren gegrün-
det und ist eine der Produktiven Ge-
meinden, die die meisten Gelder aus
Kooperationsfonds bekommen hat.
Die Vision dieser Kooperative ist es,
ein Wirtschafts- und Sozialsystem auf
der Grundlage von Solidarität und
Gleichberechtigung aufzubauen. Um
Alternativen zu schaffen, verfolgt sie
die Diversifizierung ihrer Produkte.
Ausserdem will auch sie in diesem Zu-
sammenhang nicht-formale Prozesse
des Tauschhandels mit anderen nahe
gelegenen Produktionsgemeinden ent-
wickeln.

Die Mitglieder dieser Gemeinde
sprechen offen über ihre Erfahrungen
der ersten Gründungsjahre und ana-
lysieren kritisch die Abhängigkeit, die
durch die Projekte der so genannten
Entwicklungshilfe geschaffen wur-
den. Auch wenn sie zahlreiche Pro-
jekte weiter verfolgen, haben sie ge-
lernt, zwischen durchführbaren Pro-
jekten und solchen zu unterscheiden,
die Schulden und Verschwendung mit
sich bringen.

Eine weitere, von der Internatio-
nalen Zusammenarbeit stark unter-
stützte Gemeinde ist La Primavera,
Playa Grande Ixcán, im Departement
Quiché. In der Gemeinde werden Ess-
palmen, Kautschuk, Kardamom und
Kaffee angepflanzt, doch in allen Fäl-
len beschweren sich auch hier die Pro-
duzentInnen über das Fehlen von
Marktinformation und die Erkenntnis,
dass die Zwischenhändler dieses
Nichtwissen ausnutzen. Hier hat die
Gemeinde ebenso wenig Zugang zu
Auskünften über die Internationalen
Produktpreise und ihre Informations-
quellen sind, wie anderswo, in erster
Linie die aufkaufenden Zwischen-
händler. Ein anderes Problem sieht die
Gemeinde in der fehlenden Weiterbil-
dung ihrer Mitglieder. „Fachleute kom-
men von aussen, unter Vertrag genom-
men von den Kooperationsprojekten,
dabei bleibt die Gemeinde abhängig
von dieser Person und hat für sich
selbst keinerlei Fachwissen ansam-
meln können“, so die Interviewten des
Koordinationsrates der Gemeinde.

Die Erfahrungen, die in La Pri-
mavera  mit einigen Kooperationspro-
jekten gemacht wurden, gleichen de-
nen der Kooperative Nuevo Horizon-
te. Es gibt Beschwerden über schlechte
Projektentwürfe für die Anpflanzung
von Kautschukbäumen und Esspal-
men. Zwar werden die Projekte auf-
rechterhalten, aber diese haben bislang
noch keinen wesentlichen Ertrag ab-
geworfen. Gleichwohl sie Arbeitsplät-
ze für die Leute stellen, die die Pflan-
zen aufziehen, gibt es keine Einkünf-
te, die in die Gemeinde investiert oder
mit denen die Schulden abbezahlt
werden könnten.

Auch María Us Álvarez, Koordi-
natorin der Frauenorganisation der
Vereinigung organisierter Sololatecos
(ASUDI), erwähnt im Gespräch mit
Creelmann die Bedeutung, die der Er-
möglichung in diesem Fall des Aus-
tausches mit anderen Frauenorgani-
sationen zukommt, die im Kollektiv
produzieren, um darüber die Zwi-
schenhändlerebenen zu umgehen, auf
denen grundsätzlich der Preis auf ei-
nem deutlich niedrigen Niveau fest-
gelegt und gezahlt wird.

Derweil bestehen in der Gemein-
de San Vicente Los Cimientos, Si-
quinalá, im Departement Escuintla,
ernsthafte Divergenzen und bedeutsa-
me Probleme innerhalb der kommu-
nalen Führung. Diese müssten gemäss
den GesprächspartnerInnen von Cre-
elmann erst einmal gelöst werden, um
die kollektiven Entscheidungen nicht
durch politische Hindernisse zu er-
schweren.

Das Hauptziel der Gemeinde El
Tesoro, San Antonio, im Departement
Suchitepéquez, ist es unterdessen, die

Schulden in Höhe von 500´000 Quet-
zales (ca. US-$ 65´000) abzuzahlen,
die sie für den Kauf der Finca aufge-
nommen haben. Derzeit produziert die
Gemeinde Bananen und Kaffee und
beginnt gerade mit der Züchtung des
Genussfisches Tilapia, doch über die
aktuellen Preise und Vermarktungsal-
ternativen wissen die ProduzentInnen
ebenso wenig Bescheid wie die ande-
ren Gemeinden. Vielmehr kommen die
Käufer auf die Finca und verhandeln
die Preise jeweils mit der Gemeinde.
Santos Pilar Vásquez, Präsident der-
selben, berichtet, dass sie derzeit dar-
über nachdenken, die Anpflanzung
von Kaffee auszuweiten, obwohl die
Finca auf relativ geringer Höhe liegt.
Es gibt hier keinen Strom, 90% der
BewohnerInnen sind AnalphabetInnen
und aufgrund der Dringlichkeit, die
Schulden zu tilgen, versucht die Ge-
meinde trotz fehlendem Investitions-
kapital voranzukommen.

In der Gemeinde Nuevo Porve-
nir in Cobán, Departement Alta Vera-
paz, leben dagegen vornehmlich
Flüchtlinge, die nach der Unterzeich-
nung der Friedensverträge aus Mexi-
ko nach Guatemala zurückgekehrt
sind. Die líderes der Gemeinde berich-
ten, dass bereits 30% der Familien
nach Mexiko zurückgegangen sind.
„Viele bereuen es, überhaupt wieder
nach Guatemala gekommen zu sein“,
so ein dirigente. „Es gibt keinen Markt
für unsere Produkte“. Inzwischen ar-
beiten viele BewohnerInnen auf um-
liegenden privaten Fincas. „In Mexi-
ko gab es mehr Chancen“, so die In-
terviewten.

Neben dem Informationsmangel
über die Marktsituation und Produk-
tionserfahrungen anderer, unterstrei-
chen die Betroffenen in fast allen be-
suchten Gemeinden auch die fehlen-
den Vergleichsmöglichkeiten, um die
Vorschläge der Consultants und die Fi-
nanzierungsangebote abwägen zu
können. Im Allgemeinen vertreten sie
zwar eine kritische Perspektive hin-
sichtlich des bestehenden Wirtschafts-
systems, lassen jedoch auch keinen
Zweifel an der Notwendigkeit, lernen
zu müssen, in eben diesen Wassern
zu segeln.

Während die Weltbank damit be-
ginnt, ihre Bulletins in Maya-Sprachen
zu verteilen, richtet sich die Export-
vereinigung Nicht-Traditioneller Pro-
dukte (AGEXPRONT) als Beraterin
an kleine AgrarproduzentInnen im
Landesinneren. Creelmann resümiert,
dass dennoch eine grosse Lücke von
Information und kritischer sowie
gleichzeitig konstruktiver, zugängli-
cher und nützlicher Analyse für jene
Gemeinden bestehen bleibt, die soli-
darische Wege in Richtung einer wirt-
schaftlichen Nachhaltigkeit suchen.
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Guatemala, 7. Juli. Bereits 18 Mo-
nate vor den nächsten Wahlen in Gua-
temala, bzw. eigentlich seit Amtsantritt
der Regierungsallianz GANA mit ihrem
Präsidenten Oscar Berger, haben gewis-
se PolitikerInnen Positionen einnommen
oder gewechselt, die nicht politischer
Logik, sondern in erster Linie eigenen

Vom „natürlichen“ Ableben politischer Parteien
wahlpolitischen Interessen entsprechen.
In den vergangenen 1 1/2 Jahren haben
36 der insgesamt 158 Kongressabgeord-
neten die Partei gewechselt, 14 schlos-
sen sich anderen Parteien an, 3 erklärten
sich unabhängig und 19 haben neue
politische Initiativen gegründet. Dies be-
deutet eine Schwächung derjenigen Par-
teien, die einen starken Abgang zu ver-
zeichnen haben. Die Republikanische
Front Guatemalas (FRG) z. B. verlor 15
ihrer ursprünglich 42 Sitze, die Nationa-
le Einheit der Hoffnung (UNE) verlor 9
der 33 Sitze. Dazu kommt, dass durch
die Entstehung neuer Fraktionen die
Suche nach politischen Konsensen in-
nerhalb des Kongresses noch schwieri-
ger geworden ist. Glück gehabt hat die
Regierungskoalition GANA, zu der 8 dis-
sidente Abgeordnete übergetreten sind,
womit sie den Austritt des Koalitions-
partners Patriotische Partei wettma-
chen konnte.

Zu den nächsten Wahlen (Ende
2007) werden aber möglicherweise nicht
mehr alle aktuell im Kongress vertrete-
nen Parteien antreten können. 13 der 19
offiziell registrierten Parteien laufen Ge-
fahr, wegen der letzten Jahres vom Kon-
gress angenommenen Änderung des
Wahlgesetzes aus dem politischen
(Wahl-)panorama zu verschwinden. Das
neue Wahlgesetz legt fest, dass diejeni-
gen Parteien, die an den Wahlen '07 ihre
KandidatInnen aufstellen wollen, bis

zum 26. Mai 2006 über 15’220 einge-
schriebene Mitglieder verfügen müssen
(bisher betrug die obligatorische Mit-
gliederzahl 4'000), ansonsten werden sie
für sechs Monate als anerkannte Partei-
en suspendiert. Zu den Parteien, welche
momentan diese Bedingung des Wahl-
gerichts erfüllen, gehören die Christde-
mokraten (rund 80’000 Mitglieder), Die
FRG mit ca. 45'000 ParteigängerInnen, die
Partei des Nationalen Fortschritts
(PAN), die Partei der Nationalen Soli-
darität (Teil der Regierungskoalition
GANA), die Patriotische Partei und die
DIA. Die vier letztgenannten verfügen
über 16’000 bis 40’000 Mitgliedern.

Bevor mit der Wahlkampagne das
Gerangel um Stimmen beginnt, geht es
in nächster Zeit also erst einmal darum,
Parteimitglieder zu gewinnen. Gemäss
eigenen Angaben zufolge ist das für  das
„Encuentro por Guatemala“ kein Problem.
Die von verschiedenen sozialen Orga-
nisationen unterstützte Bewegung hat-
te innerhalb kürzester Zeit genügend
Leute beisammen, um sich beim Wahl-
gericht als „Partei in Gründung“ eintra-
gen zu lassen. Als man dies jedoch vor
ein paar Wochen offiziell beglaubigen
lassen wollte, wurden die Leute vom
Wahlgericht wieder heimgeschickt – die
Mitglieder der neuen Partei müssten zu-
erst die alte Parteiangehörigkeit aufkün-
den, bevor sie sich bei einer anderen ein-
schreiben könnten, hiess es.

Guatemala, 11. Juli. Am Freitag, 8.
Juli wurde Alvaro Juárez, Mitglied der
im Petén aktiven Allianz für das Leben
und den Frieden während des Abend-
essens bei sich zu Hause erschossen.
Erst wenige Tage zuvor hatte er bei der
Staatsanwaltschaft und dem Menschen-
rechtsprokurat in der Hauptstadt Anzei-
ge wegen erhaltener Todesdrohungen
und Einschüchterungen erstattet.

Juárez war bekannt wegen der Ge-
meindearbeit, die er in seinem Wohnvier-
tel in San Benito, Petén, leistete. Er war
als Hilfsbürgermeister tätig, und sein
jüngstes Engagement galt dem Kampf
um die Installation eines Polizeipostens
im Viertel.

Todesdrohungen erhielt dieser
Tage auch Mario Antonio Godínez Ló-
pez, Koordinator der Vereinigung zur
kommunalen Förderung und Entwick-
lung (CEIBA). CEIBA ist Mitglied ver-
schiedener Dachorganisationen, die sich
für die Menschenrechte, die Entschädi-
gungszahlungen an die Kriegsopfer, so-
wie gegen die Freihandelsabkommen,

den Minenbau und die spezifische Ge-
walt gegen Frauen einsetzen. Am 7. Juli
erhielt das lokale Büro von CEIBA in
Chimaltenango, wohl mit einem Absen-
der aus Huehuetenango, wo Godínez
López hauptsächlich tätig ist, per Fax
eine Drohung, in der es hiess: „Wir tei-
len mit, dass die jüngsten destabilisie-
renden Aktionen von CEIBA Unmut und
Empörung unter den für den Frieden ar-
beitenden Organisationen des Departe-
ments ausgelöst haben. Wir empfehlen,
dass zukünftig keine Versammlungen mit
mehr als 20 Personen abgehalten wer-
den, weil dies eine weitere Provokation
wäre, die ihre Folgen hätte. Wir empfeh-
len ausserdem grosse Vorsicht walten zu
lassen bei dem, was von heute an in den
Gemeinden des Departements geplant
wird.“ Unterzeichnet ist das Schreiben
mit „Aktionsgruppe für einen Frieden in
Huehuetenango“. Bereits Mitte März,
als in Huehuetenango bei den Protesten
gegen das Freihandelsabkommen
CAFTA ein Demonstrant umgebracht
wurde, suchten unbekannte Männer das

Ermordungen und Drohungen gehen weiter
Büro von CEIBA auf und fragten nach
dem Koordinator der Organisation, der
sich jedoch zu diesem Zeitpunkt ausser
Landes befand.

Morddrohungen bekamen auch die
Kongressabgeordneten Nineth Monte-
negro und Alfredo de León, beide vom
Encuentro por Guatemala. Das Privat-
haus von de León wurde von vermeint-
lichen Mitgliedern der Plataforma Agra-
ria aufgesucht, die ihm eine "Nachricht"
überbringen wollten. Nachfragen bei der
Plataforma ergaben, dass die Unbe-
kannten nichts mit der Organisation zu
tun hätten, de León selber weilte im Mo-
ment des "Besuches" im Ausland. Er hat
sich als einer der wenigen Kongressab-
geordnenten gegen das Freihandelsab-
kommen ausgesprochen.

Im Fall von Nineth Montenegro
handelt es sich bei den Drohungen um
die Überwachung ihres Wohnhauses.
Sie sieht darin einen Zusammenhang mit
ihrer Anzeige wegen unkontrolliertem
Verkauf von Kaliumchlorat durch das
Militär.
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NEIN gegen das Wasserkraftwerk in Río Hondo
Guatemala, 4. Juli. Nachdem eini-

ge Wochen zuvor die BewohnerInnen
von Sipacapa, San Marcos, sich in einer
Volksabstimmung gegen den Abbau von
Gold durch ein transnationales Unter-
nehmen in ihrer Region aussprachen
(siehe ¡Fijáte! 338), wiederholte die Be-
völkerung von Río Hondo, Zacapa, An-
fang Juli das selbe Prozedere im Fall des
Baus eines Flusskraftwerkes im Fluss
Colorado (siehe ¡Fijáte! 336).

In beiden Fällen griffen die Gemein-
demitglieder zum Mittel der in Guatema-
la bisher fast nie durchgeführten Volks-
abstimmung, nachdem sämtliche bishe-
rigen Verhandlungen mit den Unterneh-
men der Projekte und der Regierung ge-
scheitern waren und ihre Proteste nicht
gehört wurden.

Mit dem Ausnutzen dieses demo-
kratischen Spielraums durch die Bürge-
rInnen wird die unklare und sich zum Teil
widersprechende guatemaltekische Ge-
setzeslage evident, speziell die Inkom-
patibilität nationaler Gesetze untereinan-
der (z. B. Verfassung, Gesetz über die
Dezentralisierung und Autonomie der
Gemeinden), aber auch mit internationa-
len Abkommen (z. B. Artikel 169 der In-
ternationalen Arbeitsorganisation), die
von Guatemala unterzeichnet sind. Der
Widerstand der Bevölkerung gegen das
Wasserkraftprojekt begründet sich un-
ter anderem damit, dass dieses die durch
ein entsprechendes Gesetz geschützte
Zone der Sierra de las Minas tangiert,
die traditionellen Bewässerungssysteme
der BäuerInnen zerstört (dazu gibt es
eine 150 Jahre alte rechtlich gültige Ab-
machung) und mit der Angst vor den
Konsequenzen eines durch eine Natur-
katastrophe (Erdbeben oder Erdrutsch)
ausgelösten Staudammbruchs, wodurch
das Dorf mit Wasser und Schlamm über-
flutet würde.

Gegenüber diesem partizipativen

und demokratischen Prozess, der aus
Eigeninitiative der Bevölkerung von Río
Hondo stattfindet, stehen die Versuche
der nationalen und internationalen In-
vestoren, die Volksabstimmung zu ver-
hindern, ebenfalls unter Berufung auf
nationale Gesetze. (Das Unternehmen
Hidroeléctrica Río Hondo S.A. besteht
zu 60% aus italienischem und zu je 20%
aus guatemaltekischem und US-ameri-
kanischem Kapital.)

So wird auf der einen Seite damit
argumentiert, dass das Wasser, das den
Colorado-Fluss hinunterfliesst, dem
Staat gehört und die Bevölkerung kein
Mitspracherecht hat zu entscheiden,
was damit geschieht. Auf der anderen
Seite beruft sich ebendiese Bevölkerung
auf ihre Verantwortung, die für sie le-
benswichtigen Ressourcen zu schützen.

Im Artikel 64 der Gemeindeverord-
nung heisst es: „Die BürgerInnen haben
das Recht, vom Gemeinderat die Durch-
führung einer Volksabstimmung zu ver-
langen, wenn es um Belange geht, die
Auswirkungen auf alle Gemeindemitglie-
der haben. Die Forderung nach einer Ab-
stimmung muss von mindestens 10% der
Stimmberechtigten unterzeichnet sein
und ist gültig, wenn mindestens 20% der
Stimmberechtigten daran teilnehmen.“
Mit der Teilnahme von  2831 Personen
(28.37% der 9679 Stimmberechtigten)
und einer überwältigenden Anzahl von
Nein-Stimmen (2735 = 96,6%) sollte der
Fall eigentlich klar sein. Ist er aber nicht.
Der Energieminister Luis Ortiz gab nach
dem Abstimmungswochenende be-
kannt, dass das Ergebnis wahrschein-
lich nicht akzeptiert werde, da erstens
die rechtlichen Bestimmungen nicht ein-
gehalten worden seien und zweitens die
Bevölkerung keine Ahnung habe, was
eigentlich ein Flusskraftwerk sei. Eben-
falls beruft man sich seitens der Regie-
rung im Zusammenhang mit den weiter

ansteigenden Ölpreisen auf die Wich-
tigkeit von Energiegewinn durch Was-
serkraft. Die Hidroeléctrica Río Hondo
S.A. ihrerseits übt Druck auf die Regie-
rung aus und verlangt, dass diese end-
lich ihre Position festlege, habe doch das
Unternehmen alle Bedingungen (z. B.
das Erstellen einer Umweltverträglich-
keitsprüfung) erfüllt. Unmittelbar nach
dem Bekanntwerden des Abstimmungs-
ergebnisses reichte das Unternehmen
einen Rekurs dagegen ein.

Die Debatte über die Rechtsgültig-
keit der Abstimmungen sowohl in Sipa-
capa wie auch in Río Hondo beschäftigt
nicht nur die betroffenen Gemeinden
sondern auch Rechtsgelehrte und Polit-
analysten. Bei einer von der Tageszei-
tung Prensa Libre organisierten Diskus-
sionsveranstaltung waren sich alle Teil-
nehmerInnen, ob sie nun die Pro- oder
die Contra-Meinung vertraten, darüber
einig, dass das bestehende rechtliche
Vakuum bezüglich der Gültigkeit von
Volksabstimmungen dringend gefüllt
werden müsse. Ansonsten würden un-
ter der Bevölkerung auf der einen Seite
falsche Hoffnung und auf der anderen
Frustration über die nichtfunktionieren-
den demokratischen Mittel genährt .

„Von welcher Demokratie sprechen
wir?“ fragt die Überschrift einer Solida-
ritätsbekundung der Menschenrechts-
organisation GAM mit der Nein-stim-
menden Bevölkerung von Río Hondo.
Mit dem Zusatz „Wenn es den Interes-
sen der Mächtigen entspricht, ist das
Ergebnis einer Volksabstimmung gültig,
aber im Fall von Río Hondo läuft es den
Interessen der in der Regierung vertre-
tenen Unternehmer zuwider, weshalb das
Energieministerium das Gesetz dahinge-
hend manipuliert, dass das Abstim-
mungsergebnis ungültig ist“ gibt die
Organisation gleich selber die Antwort
auf ihre rhetorischeFrage.

Ex-PAC wieder in Aktion

Guatemala, 13. Juli. Während in
Chiquimula eine Gruppe von ehemaligen
Zivilpatrouillsten (Ex-PAC) eine Stras-
senkreuzung blockierte und in eine ge-
waltsame Auseinandersetzung mit der
Polizei geriet, forderten ihre Vertreter in
der Hauptstadt die Auszahlung der ver-
sprochenen Wiedergutmachung in Form
von Bargeld und nicht als Projekte.
„Bäumlein nur zu Weihnachten“ war ihr
Slogan, in Anlehnung an die von der Re-
gierung vorgeschlagenen Wiederauffor-
stungsprojekte, mit denen die Ex-PAC
entschädigt werden sollen. 12 Tage ga-
ben diese der Regierung Zeit, um mit
den Barzahlungen zu beginnen, anson-

sten würden sie die in letzter Zeit einge-
stellten Proteste wieder aufnehmen. Da
sie von keinem/keiner der Kongressab-
geordneten empfangen wurden, muss
man wohl damit rechnen, dass sie ihre
Drohungen wahr machen.

Gemäss eigener Angaben wurden
bisher erst 400’000 Personen von den
insgesamt 1’300’000 registrierten ehema-
ligen Patrouillsten entschädigt. Doch
diese Liste befindet sich immer noch in
„Säuberung“. Alvaro Aguilar, Landwirt-
schaftsminister und zuständig für das
Ex-PAC-Entschädigungsprojekt „Ergrü-
nen“ erklärte, dass Leute, die unter 37
Jahre alt sind, nicht begünstigt werden

können, da sie zu Kriegszeiten noch Kin-
der und keine Mitglieder der PAC wa-
ren. Diesem Argument widersprechen die
Ex-PAC’s mit der Begründung, dass es
Fälle von Kinderrekrutierung gegeben
habe.

Das zuständige Gericht in Huehue-
tenango verurteilte indessen vier Mit-
glieder der Ex-PAC zu je fünf Jahren Ge-
fängnis wegen illegalen Festhaltens von
vier Journalisten während der Proteste
vom Oktober 2003. Bereits im letzten
Februar wurden Mirta de Jesús López
Argueta y Óscar Pérez wegen der An-
stiftung zu dieser Tat zu je sechs Jahren
verurteilt.
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Guatemala, 8. Juli. Die Abteilung
für Epidemiologie des guatemalteki-
schen Gesundheitsministeriums meldet
für das vergangene Jahr 1'043 Fälle von
Vergiftung durch Pflanzenschutzmittel,
wovon 145 tödlich endeten. Betroffen
sind ArbeiterInnen auf Gemüseplanta-
gen, aber auch Kinder, die ihre Eltern bei
der Feldarbeit begleiten. Ebenfalls be-
troffen sind die BewohnerInnen von
Dörfern, die in der Windrichtung von
Pflanzungen liegen und bei Besprühun-
gen mit Gift eingenebelt werden.

Diese, in einer Reportage von el-
Periódico veröffentlichten Zahlen des
vergangenen Jahres, entsprechen dem
vom Gesundheitsministerium errechne-
ten Jahresdurchschnitt, wobei von ei-
ner Dunkelziffer nicht gemeldeter Fälle
von 99% ausgegangen wird. Entspre-
chend divergieren auch die Statistiken.
Die forensischen ÄrztInnen des Justiz-
wesens meldeten für letztes Jahr 303 töd-
liche Pflanzenschutzmittelvergiftungen.

Unbekannt bzw. unerforscht sind
auch die langfristigen gesundheitlichen
Schäden, welche diese Gifte im Körper
der Menschen hinterlassen, sowohl bei
den FeldarbeiterInnen, wie auch bei de-

nen, die das besprühte Gemüse konsu-
mieren.

Die Vereinigung der Agrochemie-
industrie (Agrochima), in der Fabrikan-
tInnen, ImporteurInnen und VerkäuferIn-
nen von Pflanzenschutzmitteln zusam-
mengeschlossen sind, verteidigen sich
mit dem Argument, dass ihre Produkte,
richtig angewendet, nicht schädlich sei-
en. Dies würden diverse Studien bewei-
sen, die gemacht wurden, bevor die Pro-
dukte überhaupt auf den Markt gekom-
men seien.

Ob ein Gift in einem Land verkauft
und versprüht werden darf, hängt nicht
so sehr von den Ergebnissen irgendwel-
cher Studien ab, sondern vielmehr von
der jeweiligen Gesetzgebung des Lan-
des. Ein Beispiel ist das Pflanzenschutz-
mittel Atrazine. Vor einigen Jahren kam
es in den Vereinigten Staaten zu einem
Skandal wegen dieses in einigen euro-
päischen Ländern verbotenen, in den
USA jedoch weit verbreiteten und v. a.
in Maispflanzungen und Vorgärten an-
gewendeten Giftes. Ausgelöst wurde der
Skandal durch die Klage der ArbeiterIn-
nen des schwedischen Herstellers von
Atrazine, nachdem bei den mit dem Gift

Tödliche Pflanzen“schutz“mittel
in Berührung kommenden Arbeitern Pro-
statakrebs diagnostiziert wurde. In Fol-
ge wurde die Anwendung des Giftes in
den USA strenger reguliert. In Guatema-
la ist Atrazine einer der 400 Grundkom-
ponenten der Tausenden im Handel er-
hältlichen Pflanzenschutzmittel. Alle
selbstverständlich mit einer durch das
Landwirtschaftsministerium (MAGA)
ausgestellten Verkaufslizenz

Im Jahr 2000 unterzeichneten die
Gesundheitsminister Zentralamerikas ein
Abkommen, das die Anwendung von
Pflanzenschutzmitteln reglementiert bzw.
den Gebrauch von zwölf von ihnen ver-
bietet. Das Problem in Guatemala ist,
dass die Kontrollen sehr locker sind und
diese durch Umfüllen der Produkte bzw.
durch Schmuggel umgangen werden,
wie der auf das Thema spezialisierte
Agronom Danilo Ardón erklärte.

Das Geschäft sei „gigantisch und
mächtig“, bestätigte der Epidemiologe
Manuel Sagastume. Seit 1975 habe sich
die weltweite Produktion von Pflanzen-
schutzmitteln verfünfzehnfacht. In Gua-
temala habe sich der Import von 4.1 Mio.
Kilogramm im Jahr 1994 auf 10.4 Mio. kg
im Jahr 2000 erhöht.

Guatemala, 15. Juli. Wie zu frühe-
ren Zeiten, wenn die Guerilla in die Dör-
fer gekommen war, um politische Mee-
tings abzuhalten, muss es den Bewoh-
nerInnen der Dorfes Pachichaj, in der
Nähe von San Lucas Tolimán am Atit-
lán-See, vorgekommen sein, als sie am
Sonntagnachmittag, 3. Juli, von einer
Gruppe von ca. 8 uniformierten, maskier-
ten und bewaffneten Männern auf dem
Dorfplatz zusammengerufen wurden.
Damit hat sich aber die Ähnlichkeit auch
schon.

In diesem Fall handelte es sich um
die selbsternannten „Verteidiger des
Volkes“, laut einem in einem Vorort des
touristischen Nachbardorfes Santiago
Atitlán aufgehängten Transparent eine
„Gruppe zur sozialen Säuberung – Ver-
stärkung der Polizei“. Sie versprachen
der Bevölkerung, sie vor der offenbar
unkontrollierbaren Gewalt und Delin-
quenz in der Gemeinde zu schützen. Kurz
nach dem Meeting wurden in Dorfnähe
die toten Körper von Pablo Chávez und
Salvador Ziná Ramírez gefunden, deren
Leichen gut sichtbar am Strassenrand
lagen.

Innenminister Carlos Vielman stritt
sofort ab, dass die Polizei irgendetwas
mit dieser Gruppe zu tun habe und
schickte Spezialtruppen der Polizei in die
Region am Atitlán-See, um diese Form

Soziale Säuberung – Revival der Todesschwadronen
von Selbstjustiz zu unterbinden. Er
scheute sich hingegen nicht davor, die
Morde ehemaliger Mitglieder der Gue-
rilla zu erwähnen, sei doch das Vorge-
hen des Meetings identisch, die Region
eine ehemalige Hochburg der Guerilla,
wo bei der Demobilisierung nicht alle
Waffen abgegeben worden seien.

Die Nationale Front für die Ver-
teidigung des öffentliches Dienstes und
der natürlichen Ressourcen (FNL) ver-
urteilte aufs Schärfste das Wiederauf-
kommen paramilitärischer Gruppen und
die Ex-Guerilla-Hypothese des Innenmi-
nisters. In ihrer Presseerklärung heisst
es:

„Mit dieser billigen, jeglichen Fun-
daments entbehrenden aber gut kalku-
lierten Beschuldigung beweise die Re-
gierung, dass sie selber hinter diesen
Morden stecke. Die Bekämpfung para-
militärischer Aktionen werde nun von
den Behörden als Vorwand genutzt, um
die Freiheit der Bevölkerung einzu-
schränken, übergriffige und zivilrechts-
verletzende Methoden einzusetzen und
die Mitglieder sozialer Bewegungen in
den Dreck zu ziehen und zu verfolgen.
Dass die erste Aktion dieser Gruppe aus-
gerechnet im Departement Sololá statt-
findet, ist kein Zufall, ist es doch eines
der Departements, die sich am kämpfe-
rischsten gegen die Edelmetall-Minen-

projekte, die Freihandelsabkommen und
das Konzessionsgesetz wehren. Somit
muss diese Aktion als eine direkte Be-
drohung der Bevölkerung und ihrer lí-
deres in der Verteidigung ihrer Rechte
verstanden werden. Ebenfalls ist es nicht
zufällig, dass diese Mörderbande ihre
Existenz öffentlich macht, kurz nachdem
die Regierung mit den verlorenen Volks-
abstimmungen in Río Hondo und Sipa-
capa zwei harte Niederlagen einstecken
musste.“

Gemäss dem Bürgermeister von San
Lucas Tolimán ist die Delinquenz Pro-
blem Nummer 1 in der Gemeinde. Jugend-
banden sowie der Verkauf von Drogen
inkl. Alkohol hätten Gewalt und Unsi-
cherheit zur Folge und die Tatsache,
dass sechs Polizisten dafür zuständig
seien, eine Region mit 23’000 Bewohne-
rInnen zu kontrollieren, trage nicht zum
Vertrauen der Bevölkerung bei. Entspre-
chend werde das Auftauchen von einer
bewaffneten Gruppe, die für vermeintli-
che Ruhe und Ordnung sorgt, von vie-
len Leuten positiv bewertet.

Diese Analyse wird von verschie-
dene AnalystInnen geteilt und die
Schlussfolgerung und –Forderung lau-
tet, dass sich die Regierung endlich
ernsthaft mit dem Thema „Parallelstruk-
turen, organisiertes Verbrechen und Ge-
walt“ auseinandersetzen solle.
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Femi(ni)zid in Guatemala - Thema auf internationalen Ebenen

Guatemala, 2. Juli. Anfang des  letz-
ten Monats veröffentlichte Amnesty In-
ternational (AI) einen Bericht über die
gewalttätigen Morde an Frauen und Mäd-
chen. Unter dem Titel „Weder Schutz noch
Justiz: Morde an Frauen in Guatemala“
hebt die internationale Menschenrechts-
organisation in ihrem Dokument hervor,
dass die Straflosigkeit, die Diskriminierung
und das Fehlen einer Koordination zwi-
schenden Regierungsinstanzen die
Hauptfesseln seien, die die Justiz in die-
sem Zusammenhang einschränkten.

Laut Yanette Bautista, AI-Beauftrag-
te des Regionalbüros für Amerika, beob-
achtet AI Guatemala bereits seit 20 Jah-
ren; die bestehende Gewalt gegen Frau-
en und der Femizid seien aktuell extrem
beunruhigend und müssten sofort ange-
gangen werden.

Der Bericht resümiert die Schlussfol-
gerungen einer Untersuchung, die seit
etwa einem Jahr durchgeführt wurde und
mit der Unterstützung von Autoritäten,
zivilen Organisationen und Angehörigen
von Betroffenen zustande kam. Zudem
wurden Überlebende von Übergriffen,
Aggressionen und häuslicher Gewalt in-
terviewt.

Die Studie betont dabei den Anstieg
an Brutalität, mit der die Morde an Frauen
in Guatemala durchgeführt würden sowie
die Anzeichen an sexueller Gewalt, die an
den Leichen vorgefunden worden seien.
152 von den untersuchten Fällen zwi-
schen Januar und August 2004 zeigten
demnach Merkmale einer Vergewaltigung,
in 31% der Fälle seien die Frauen vor der
Tat bedroht worden.

Gemäss Informationen des Men-
schenrechtsprokurats wurden von den
Morden an Frauen, die seit 2001 began-
gen wurden, insgesamt nur in 9% der Fäl-
le ermittelt. Signifikant für die Haltung der
Autoritäten sind zudem die Differenzen
der offiziellen Daten: Während die Staats-
anwaltschaft im letzten Jahr 817 Morde
an Frauen zählte, berichtet das Innenmi-
nisterium von 494 Fällen im selben Zeit-
raum. Seit Anfang des Jahres 2005 bis zum
20. Juni wurden von diesem Staatsressort
263 ermordete Frauen registriert, derweil
das Netz gegen Gewalt gegen Frauen be-
reits von mehr als 290 durch Gewalt um-
gekommene Frauen in diesem Jahr spricht,
die Nationale Zivilpolizei reportiert 313,
andere Quellen nennen rund 400 Opfer.

Zu den ermordeten Frauen in den
letzten Jahren gehörten sowohl Studen-
tinnen, Hausfrauen, Akademikerinnen,
Hausangestellte, Arbeiterinnen als auch
Mitglieder und Ausgestiegene von Ju-
gendbanden und Sexarbeiterinnen. Die
Behörden machen es sich derweil leicht,
indem sie die Problematik der Morde an
Frauen von vorneherein auf ein Phäno-
men in den letztgenannten gesellschaftli-

chen Sektoren beschränken und sich dem-
gegenüber als machtlos erklären.

„Das Fehlen von Untersuchungen
und angemessenen Strafurteilen vermit-
telt die Botschaft, dass in diesem Land
die Gewalt gegen Frauen akzeptabel ist“,
argumentiert Bautista während der Prä-
sentation des Berichts. „Die wahre Dimen-
sion der Morde an Frauen in Guatemala
bleibt weiterhin unbekannt“, schliesst der
Bericht von Amnesty.

Die Morde an Frauen waren auch
Thema beim Zweiten Interparlamentari-
schen Dialog über feminizide Gewalt, der
Ende Juni in Antigua Guatemala geführt
wurde und an dem, nach einem publikums-
offenen Teil in der Hauptstadt, Abgeord-
nete und VertreterInnen der Zivilgesell-
schaft aus Mexiko, Spanien und Guate-
mala teilnahmen. Diskutiert wurden Ge-
setzeslagen, spezifische Sicherheitspoli-
tiken, die Ermittlungssituation, die das
Thema umrankende Straflosigkeit sowie
die Pläne, die aufgegriffen werden sollen,
um Normen aufzustellen.

Im protokollarischen Auftakt, der
vom Legislativorganismus Guatemalas
koordiniert wurde, skizzierte die Anwältin
und Amnesty-Botschafterin Hilda Mora-
les, deren Name sich unter den sechs gua-
temaltekischen Frauen findet, die für den
Friedensnobelpreis nominiert sind (siehe
¡Fijáte! 338), den Ursprung der Definition
der Verbrechen gegen Frauen, die sich
durch die sexuelle Zugehörigkeit der Op-
fer auszeichnet. Der Feminzid sei ein Pro-
blem der Politik, brachte Morales die Si-
tuation auf den Punkt. Auch wenn vor
Jahren die Gewalt gegen Frauen noch dem
persönlichen Umfeld zugeschrieben wor-
den sei, sei doch gerade dieses Persönli-
che politisch. Von daher sei es unerläss-
lich, dass die zuständigen FunktionärIn-
nen Schritte unternähmen, um diesem
Phänomen zu entgegnen. Diese Forde-
rung wurde auch von den VertreterInnen
der Zivilgesellschaft unterstützt und nicht
nur auf die Notwendigkeit einer Reform
des guatemaltekischen Strafgesetzes be-
schränkt, dessen aktuelle Version aus dem
Jahre 1973 stammt.

Morales erläuterte als Ziele der In-
terparlamentarischen Dialoge die Analy-
se der Eigenheiten des Phänomens der
Gewalt gegen Frauen in den verschiede-
nen Ländern und das Wecken des Inter-
esses bei RegierungsvertreterInnen, sich
für eine Strafgesetzgebung in Bezug auf
diese Verbrechen einzusetzen.

Marcela Lagarde, Präsidentin der
Spezialkommission für Feminizid der Ab-
geordnetenkammer Mexikos, wies darauf
hin, dass die Gewalt gegen Frauen ein
wahnsinniges Niveau erreicht habe mit
neuen Arten, diese zu foltern. Dies mache
es notwendig, neue Begriffe in die Gesetz-
gebung einzuführen, um die Verbrechen

benennen und bestrafen zu können.
Die Kongressabgeordnete Sofia

Castro machte deutlich, dass für sichtba-
re Veränderungen in den gleichberechtig-
ten sozialen Beziehungen ein Wandel in
der Haltung der Abgeordneten notwen-
dig sei, da der politische Wille Hand in
Hand gehe mit der entsprechenden Er-
kenntnis, um eine positive Wirkung zu-
gunsten der Typifizierung und der endli-
chen Ausradierung dieser Verbrechen zu
erreichen.

Die Abgeordnete Myrna Fryneé
Ponce, Mitglied der Frauenkommission
des Kongresses, wies abschliessend dar-
auf hin, dass die heuer verabschiedete
Deklaration von Antigua die Fortschrei-
bung der Verpflichtungen darstelle, die
während des Ersten Dialogs im Mai 2005
in Mexiko von den teilnehmenden Län-
dervertreterInnen übernommen wurden.
In diesen war die technische und wirt-
schaftliche Stärkung für die Verbreitung
von Massnahmen gegen die Verbrechen
gegen Frauen beschlossen worden.

Der nächste Interparlamentarische
Dialog wird planmässig in Spanien statt-
finden, Ort und Zeitpunkt blieben bei der
Schliessung des Treffens noch offen.

Konzepte in Diskussion

"Femizid: Einige AktivistInnen nut-
zen diesen Begriff als Synonym für „Mord
und Totschlag an Frauen“. Die Autorin-
nen Jill Radford und Diana Russell wei-
sen darauf hin, dass damit „der verdun-
kelnden Schleier von den neutralen Be-
griffen Mord und Totschlag entfernt
wird“. Gleichzeitig wird mit dem Terminus
Femizid der soziale und verallgemeinerte
Charakter der genderspezifischen Gewalt
unterstrichen und geht über individuali-
sierende, neutralisierende und pathologi-
sierende Ansätze hinaus, die dazu füh-
ren, den Opfern die Schuld zuzuschieben.

Feminizid: Diejenigen, die diesen Be-
griff nutzen, heben den politischen Cha-
rakter hervor, der den Staat wegen Aktion
oder Unterlassung in die Taten involviert.
Für die mexikanische Abgeordnete und
Feministin Marcela Lagarde setzt sich die-
ser Charakter zusammen aus dem ideolo-
gischen und sozialen Ambiente des Ma-
chismo und des Frauenhasses, der zur
Selbstverständlichkeit gewordenen Ge-
walt gegen Frauen, den Gesetzeslücken
und den Regierungspolitiken, die ein un-
sicheres Zusammenleben für die Frauen
generierten und alle Verbrechen gegen die-
se begünstigten. Nach Ansicht der So-
ziologin Julia Monárrez Fragoso impliziert
der Begriff Feminizid die Zustimmung der
Autoritäten, Personen und Institutionen,
die die politische, wirtschaftliche und so-
ziale Macht unter Kontrolle haben.“
(laCuerda 79, Juni 2005)


